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Ein wichtiger Schutzraum fällt weg
Wie ‚weniger förderungswürdig‘ unter 
den Antrag für 2020/21 gesetzt werden 
konnte, „ist für uns alle nicht nachvoll-
ziehbar“, so Kerstin Falk. Nun muss sie 
zusehen, wie das erfolgreich laufende 
Projekt wenigstens noch ein Viertel-
jahr gestemmt werden kann. Es hat die 
afghanische Krankenschwester Nahid 
Yakmanesh beschäftigt und ihr er-
möglicht, sich als systemische Berate-
rin ausbilden zu lassen. Sie realisierte 
gemeinsam mit einer Frauenärztin 
und/oder Sexualpädagogin von pro fa-
milia Informationsveranstaltungen zu 
Frauengesundheit, Schwangerschaft, 
Geburt, Familienplanung, Verhü-
tungsberatung, sexuelle Gesundheit, 
weibliche Genitalverstümmelung und 
sexualisierte Gewalt direkt in Flücht-
lingsunterkünften im Großraum 
Hamburg. Bei Bedarf konnten sich Be-
wohnerinnen und Paare individuell 
muttersprachlich beraten lassen. „Es 
war ein Schutzraum, in dem Mädchen 
und Frauen über tabuisierte Themen 
sprechen konnten. Es war ein Raum, 
der für ihre Selbstbestimmung in Be-

So war es geplant: Direkt zu Jahresbe-
ginn 2020 sollten 20 Kultur- und 
Sprachmittler*innen mit Fluchthinter-
grund in Hamburg zu 
Multiplikator*innen fortgebildet wer-
den. Thema: Erweiterung ihrer Kennt-
nisse im sensiblen Themenfeld sexuel-
le und reproduktive Gesundheit und 
Rechte (SRGR) mit dem Ziel, ihr 
Know-How in ihrer Muttersprache wei-
tergeben zu können – ein klassischer 
Peer-to-Peer-Ansatz. Kerstin Falk, Ge-
schäftsführerin von pro familia Ham-
burg, hatte viele Monate lang das Vor-
haben organisiert und ihm vor den 
Weihnachtsfeiertagen noch den letz-
ten Schliff gegeben. Da ahnte sie nicht, 
dass auf der politischen Ebene längst 
entschieden worden war, ihren Fortset-
zungsantrag für das Projekt „Flucht 
Focus Frau“ als ‚weniger förderungs-
würdig‘ einzustufen, die beantragten 
Gelder also nicht zu bewilligen. Das 
Projekt wurde bereits seit 2016 durch 
För dermittel der Integrationsbeauftra-
gen des Bundes (30.000 Euro/Jahr) 
erfolg reich umgesetzt. 

zug auf das Frau-Sein und die eigene 
Sexualität förderlich war, eine erfolg-
reiche Empowermentarbeit“, schildert 
Nahid Yakmanesh. Neben ihrer Bera-
terinnentätigkeit koordinierte sie ab 
2017 den Einsatz von 16 Kultur- und 
Sprachmittlerinnen mit Fluchthinter-
grund in ganz Hamburg. Sie waren 
mit Hilfe von Mitteln des Integrations-
fonds des Hamburger Senats für das 
Thema SRGR sensibilisiert worden 
und übernahmen Übersetzungen in 
dreizehn Sprachen. „Mit unserem Pro-
jekt hat das Thema SRGR in der 
Flüchtlingshilfe in Hamburg eine kul-
turelle Öffnung erlebt“, sagt Kerstin 
Falk. Es wurden über 142 Gruppenver-
anstaltungen durchgeführt und inklu-
sive der Einzelberatungen rund 1.300 
Frauen, Mädchen und besonders 
schutzbedürftige Menschen erreicht.

Geflüchtete Frauen machen fast immer 
Gewalterfahrungen
Leider wurde nicht nur dieser Träger 
vom Ende seiner Projektförderung 
überrascht. Betroffen davon sind alle 
25 Mitgliedsorganisationen des Paritä-

„Es ist uns völlig unverständlich, 
warum wir plötzlich nicht mehr förderwürdig genug sind.“

Frauen auf der
Flucht (Symbolbild)

Seit 2016 wird unter dem Dach des Pa-
ritätischen erfolgreich bundesweit Em-
powermentarbeit für geflüchtete 
Frauen geleistet und werden zahlreiche 
Ehrenamtsprojekt in der Flüchtlingshil-
fe umgesetzt. So sollte es auch 2020 
und 2021 sein. Aber ohne Ankündigung 
wurden alle Fortsetzungsanträge für 
die Projektförderung, die 25 Mitglieds-
organisationen des Paritätischen im 
Bereich Empowerment geflüchteter 
Frauen sowie 43 Träger für Ehren-
amtsprojekte gestellt hatten, nicht be-
willigt. Vier Tage vor Heiligabend. 
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bis Ende 2020 weiter zu finanzieren. 
„Wir können unser Engagement nicht 
abrupt stoppen“, betont Dietrich, „aber 
ab 2021 wird es beendet werden müs-
sen.“

Über 100 Frauen beraten
Auch in Hannover wird es langfristig 
einen ‚Schutzraum‘ weniger geben. 
Denn das Projekt „Beratung und Un-
terstützung von Gewalt betroffenen 
und traumatisierten geflüchteten 
Frauen“ erhält ebenfalls ab 2020 keine 
Förderung mehr und wird seine seit 
2016 etablierte mobile, mehrsprachige 
psychosoziale Begleitung für Frauen in 
Unterkünften einstellen müssen. Hier 
wurden auch geflüchtete Frauen be-
gleitet, die privat untergekommen und 
die noch weniger Zugang zum Hilfe-
system haben. „Wir sind sehr traurig, 
es ist der Verlust eines Herzenspro-
jekts“, berichtet die Projektverantwort-
liche Tanja Kovačevićć von kargah e.V. 
(Verein für interkulturelle Kommuni-
kation, Flüchtlings- und Migrationsar-
beit), der in Kooperation mit der SUA-
NA-Beratungsstelle für von häuslicher 
Gewalt, Stalking und Zwangsheirat 
betroffener Migrantinnen seit 2016 das 
Projekt durchführt. Eine Initiative von 
Migrantinnen und geflüchteten Frauen 
für ihre Community, mit der allein in 
2019 über hundert Frauen mit Gewalt-
erfahrung beraten und in ihrer Krisen-
situation aufgefangen wurden. Ein gro-
ßer Erfolg ist das in gemeinsamer He-
rausgeberschaft mit dem Paritätischen 
Gesamtverband und in neun Sprachen 
veröffentlichte Booklet „Rechte für alle 
Frauen“. Das illustrierte Heftchen wur-
de von kargah entwickelt und infor-
miert niedrigschwellig, in einfacher 
Sprache und kultursensibel über die 
grundlegenden Frauen- und Men-
schenrechte, über Gleichberechtigung 
und Gendergerechtigkeit. Es wird seit 
Anfang 2018 bundesweit versendet 
und findet großen Anklang: bei Ge-
flüchteten wie Fachkräften, in Unter-
künften, in der Flüchtlingssozialar-
beit, in Integrations- und Sprach-
kursen, in Frauenberatungsstellen und 
Familienzentren, in Ämtern. Die 
Nachfrage ist hoch und es gibt Restbe-
stände der Auflage, aber „wer soll den 
bundesweiten Versand jetzt zahlen?“, 
fragt sich Tanja Kovačević. Gewiss ist 
für das kargah-Team nur, dass sie auch 

tischen, die ab 2016 mit Förderung der 
Bundesregierung Empowermentarbeit 
mit und Projekte für geflüchtete Frauen 
sowie für andere besonders schutzbe-
dürftige Personengruppen wie LSBTI*, 
traumatisierte Geflüchtete oder Min-
derjährige umgesetzt haben. Es wur-
den Konzepte entwickelt, Strukturen 
aus- oder umgebaut und teils Personal-
stellen geschaffen, um in einer großen 
Vielfalt Angebote für diese Zielgrup-
pen vorzuhalten. Viele nahmen sich 
traumatisierter und seelisch hoch bela-
steter geflüchteter Frauen an, für deren 
Bedarfe das reguläre Hilfesystem nicht 
hinreichend niedrigschwellige Ange-
bote zur Verfügung stellen kann. „99 
Prozent der Frauen, die in Flüchtlings-
unterkünften leben, haben auf ihrer 
Flucht Gewalterfahrungen gemacht“, 
schildert Lydia Dietrich, Geschäftsfüh-
rerin der Frauenhilfe München. Ihre 
Organisation setzte mit der Förderung 
ein Projekt um, das die traumasensi ble 
Stabilisierung zum Thema macht.  
Diese sei eine wesentliche Vorausset-
zung für die Verarbeitung von Ge-
walterfahrungen und den weiteren In-
tegrationsprozess. Herz des Projektes 
war die mobile und individu elle Bera-
tung in Unterkünften im Großraum 
München, für die eine Traumathera-
peutin und professionelle Übersetze-
rinnen eingesetzt waren. Von der Ex-
pertise des Teams profitierten auch die 
Fachkräfte vor Ort. Das Projekt zielte 
darauf, „den Frauen wieder Sicherheit 
zu geben, Vertrauen aufzubauen und 
ihre Selbstwirksamkeit zu steigern 
und ihr Selbstwertgefühl zu stärken“, 
erläutert Dietrich das Konzept. Von 
Juni 2016 bis Ende 2019 konnten 618 
stabilisierende Beratungen bei insge-
samt 90 Frauen durchgeführt werden. 
Im Rahmen von 40 Terminen in ver-
schiedenen Unterkünften fanden sta-
bilisierende, ressourcenorientierte und 
achtsamkeitsfokussierte Gruppenan-
gebote mit nahezu 200 Teilnehmerin-
nen statt. Lydia Dietrich betont, dass 
mit der Fördersumme von 30.000 Euro 
im Jahr das Maximum für die Frauen 
rausgeholt worden sei. „Es ist uns völ-
lig unverständlich, warum wir plötz-
lich nicht mehr förderwürdig genug 
sind. Alles bricht ohne Vorwarnung 
weg.“ Die Frauenhilfe München ver-
sucht, das Projekt über die eingewor-
benen Spendengelder von 2019 noch 

ohne Förderung einzelne Projektsträn-
ge aufrecht erhalten wollen. „Wir füh-
ren die aufsuchende Arbeit in den Un-
terkünften fort, aber reduziert, so wie 
es unsere Kapazitäten ohne Förderung 
erlauben.“ 

Kollege entschuldigte sich
Alle Projektverantwortlichen zeigen 
sich besorgt über die Lücken, die in 
den Angeboten für die vulnerablen 
Zielgruppen unter den Geflüchteten 
entstehen. Lydia Dietrich fordert „an-
statt den Abbau, den Ausbau solcher 
Projekte“. Tanja Kovačeviććspricht sich 
dafür aus, dass eine wertschätzende 
Kommunikation und Zusammenar-
beit auf Augenhöhe „ein Muss ist“. 
Transparenz und Kommunikation 
über die Gründe der Ablehnung seien 
das Mindeste, was Kooperations- und 
Geschäftspartner*innen gegenseitig 
erwarten sollten, sagt Barbara Kors-
meier von der Frauenberatungs- und 
Kontaktstelle Gelsenkirchen e.V. ganz 
offen. „Der Kollege der Caritas, der er-
fuhr, das er eine weitere Förderung im 
Feld des Ehrenamts bekommt, ent-
schuldigte sich im Namen seines 
Wohlfahrtsverbandes für diese allen 
unverständliche Vorgehensweise aus 
‚Berlin‘.“ Derzeit gibt es keine Entwar-
nung, es ist so, wie Hanka Lindner 
vom Frauenzentrum Cottbus e.V. bi-
lanziert: „Wir können unsere Arbeit 
nicht einfach abbrechen, wissen aber 
auch nicht, wie sie ohne die Förderung 
zu leisten sein soll.“ Es ist ad hoc nicht 
messbar, welcher Schaden langfristig 
für die Engagierten, die Zielgruppe 
und das Hilfesystem entstehen wird. 

Verena Mörath

pro familia Hamburg
www.profamilia-hamburg.de
Frauenhilfe München
www.frauenhilfe-muenchen.de
kargah
www.kargah.de
Frauenberatungs- und Kontaktstelle 
Gelsenkirchen
www.frauenberatung-ge.de
Frauenzentrum Cottbus 
www.frauenzentrum-cottbus.de

Weitere Infos
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Was waren die ersten Schritte seitens des 
Paritätischen?

L: Wir haben sofort unsere Mitglieder 
informiert. Wir haben uns aber auch 
umgehend an den Arbeitsstab der In-
tegrationsbeauftragten gewendet, un-
ser Unverständnis ausgedrückt und 
kurzfristig um ein Gespräch gebeten. 
Der Arbeitsstab hat aber bis zum 10. 
Januar überhaupt nicht reagiert. Unser 
Finanzdirektor hat auch versucht, Kon-
takt zu bekommen. Doch wurde uns 
lediglich mitgeteilt, man würde erst 
mit uns sprechen, wenn die einmona-
tige Klagefrist verstrichen sei. Man hat 
uns also erst zum letztmöglichen Zeit-
punkt informiert und wollte dann 
nicht einmal mit uns sprechen.

Herr Schneider, wie schätzen Sie diese 
Vorgänge politisch ein?

S: Man kann erst einmal nichts dage-
gen haben, dass Regierungen Förde-
rungen auch mal beenden oder andere 
Projekte als zuvor gefördert werden. 

Herr Löhlein,  wie haben Sie von den Mit-
telkürzungen der Förderungen erfahren?

L: Das haben wir direkt vom Arbeits-
stab der Integrationsbeauftragten, 
Staatsministerin Annette Widmann-
Mauz erfahren. Wir sind die Zentral-
stelle, wir stellen den Antrag und wir 
sind in Kommunikation mit den Zu-
wendungsbehörden. Anfang Oktober 
haben wir den Antrag gestellt und wa-
ren eigentlich auch zuversichtlich, 
dass alles bewilligt wird.  Denn die 
Projekte waren überwiegend bereits 
seit drei Jahren in der Förderung und 
wir hatten seitens der Fördergeberin 
bislang keinerlei Kritik gehört. Ganz 
im Gegenteil. Am 19. Dezember 2019, 
als viele schon in den Weihnachtsferi-
en waren, haben wir dann die Rück-
meldung bekommen, dass all unsere 
Projekte aus den Bereichen des Ehren-
amtes und Empowerments für ge-
flüchtete Frauen  ab 2020 von der Inte-
grationsbeauftragten nicht weiterfi-
nanziert werden.

Was ich jedoch als außerordentlich 
schwierig einschätze, sind zwei Dinge: 
Ist es derzeit und angesichts der jet-
zigen politischen Lage wirklich der 
richtige Zeitpunkt, erfolgreichen Pro-
jekten die Förderung zu entziehen?  
Wir denken nicht.
Zum anderen ist die Art, wie hier För-
dermanagement betrieben wird, sehr 
problematisch.  Hier handelt es sich ja 
um Projekte, die bereits seit drei, teil-
weise vier Jahren gefördert wurden. Es 
wurden Strukturen aufgebaut, es wur-
den Netzwerke mit ehrenamtlichen 
Menschen geschaffen – also Men-
schen, die ihre Freizeit einbringen in 
diese Projekte. Ich denke, wenn geför-
dert wird, muss man auf Verlässlich-
keit, Strukturen und Anerkennung der 
Projekte in der Region nicht nur Rück-
sicht nehmen, sie müssen mit aus-
schlaggebend in der Entscheidung 
sein, was wo gefördert wird. Sollte man 
dennoch zu dem Schluss kommen, es 
wird ein Ende gemacht, dann muss es 
so gemacht werden, dass die Projekte 
damit umgehen können. Dann kann 

„Da jetzt zu Teilen Schluss machen zu müssen, 
ist schon sehr hart.“

Harald Löhlein (links), 
Abteilungsleiter Migration 
und Ulrich Schneider 
(rechts), Hauptgeschäftsfüh-
rer des Paritätischen Gesamt-
verbandes haben kein 
Verständnis für die Strei-
chungen der Mittel in den 
Bereichen Ehrenamt und 
Empowerment geflüchteter 
Frauen. Im Interview erzäh-
len sie, wie sie das Vorgehen 
der Integrationsbeauftragen 
empfinden und was noch zu 
retten ist. Die Fragen stellte 
Philipp Meinert.
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Was tut Ihnen dabei nun besonders leid?

L:  Wir haben insbesondere auch Pro-
jekte in den ostdeutschen Bundeslän-
dern und von  Migrant*innenorgani-
sationen in unseren Antrag  aufgenom-
men, doch offensichtlich spielte dies 
bei der Bewertung und Entscheidung 
keine maßgebliche Rolle.  Auch der in 
unserem Antrag aufgenommene „In-
formationsverbund Asyl und Migrati-
on“, der übergreifend allen Verbänden 
und Organisationen nutzt und die ge-
meinsame Homepage Fluechtlingshel-
fer.info betreibt,  wird nicht mehr ge-
fördert.

S: Was ich als besonders schmerzlich 
empfinde und wofür ich politisch über-
haupt kein Verständnis mitbringe, ist 
die Tatsache, dass hier sämtliche Frau-
enprojekte gekippt wurden. Wir hatten 
Projekte, da ging es um das Empower-
ment geflüchteter Frauen – ein frauen-
politisch und humanitär unheimlich 
wichtiges Thema. Da jetzt zu Teilen 
Schluss machen zu müssen, ist schon 
sehr hart. 
 
Was kann der Paritätische nun tun?

S: Unabhängig davon, dass wir jetzt 
den Mitgliedsorganisationen vor Ort 
helfen, wie sie auch betriebswirtschaft-
lich durch diese schweren Zeiten kom-
men, müssen wir jetzt auch die poli-
tische Diskussion führen. Wir werden 
dazu noch einmal ein Schreiben mit 
unseren sehr grundsätzlichen Beden-
ken an Frau Widmann-Mauz senden, 
die ja leider kein persönliches Ge-

man denen nicht am 19. Dezember sa-
gen, dass ihnen am 1. Januar der Geld-
hahn zugedreht wird und sie zusehen 
sollen, wie sie zurechtkommen. Die 
Projekte haben ja Ausgabeverpflich-
tungen, sowohl Personal- als auch 
Sachkosten wie zum Beispiel Miete. 
Das heißt, dass sie bei einem solchen 
Fördermanagement erst einmal auf ih-
ren Kosten sitzen bleiben. Für mich ist 
das auch eine gewisse Form von Igno-
ranz, die da reinspielt gegenüber dem, 
was sich vor Ort abspielt. Das ist poli-
tisch inakzeptabel. Wir brauchen eine 
politische Diskussion darüber, wie 
man Förderung nachhaltig und sinn-
voll gestalten kann. 

Was war Ihrer Meinung nach der Grund 
für die Kurzfristigkeit der Absage?

S: Wenn man auf den letztmöglichen 
Termin geht und das mit der Aussage, 
man wolle mit uns nicht sprechen, be-
vor nicht alle Rechtsmittelfristen abge-
laufen sind, zeigt das schon Berech-
nung. Das ist kein Zufall mehr.  Es 
wird versucht, Protesten oder Klagen, 
mit denen ja zu rechnen ist, auszuwei-
chen. Das ist für uns das exakte Gegen-
teil von partnerschaftlicher Mitarbeit 
auf Augenhöhe, so wie wir sie vorher 
erlebt haben.

Und welcher Schaden ist jetzt entstan-
den?

L: Der Schaden ist vor allem vor Ort ent-
standen. Ein Teil der Projekte zielte da-
rauf ab, Ehrenamtskoordination zu för-
dern, die vor Ort Strukturen aufbauen 
und sich vernetzen. Das ergibt natür-
lich nur Sinn, wenn es auf Kontinuität 
ausgelegt ist. Und jetzt ist zum ersten 
Mal eine zweijährige Förderphase ein-
gerichtet worden, zuvor war es ja einjäh-
rig. Und ausgerechnet jetzt, wo Konti-
nuität in die Förderphase reinkommt, 
fliegen unsere Projekte komplett raus. 
Das ist ein immenser Schaden. 

Auch bei neuen Projekten, die noch 
nicht angelaufen sind, ist es natürlich 
nicht schön, im Dezember die Mittei-
lung zu bekommen, dass  sie nicht ge-
fördert werden. Das ist auch ärgerlich, 
aber noch einmal eine ganz andere Si-
tuation als bei denen, die schon länger 
vor Ort ihr Projekt aufgebaut haben.

spräch mit mir wollte, sondern auf die 
Arbeitsebene verwies. Wir werden jetzt  
Kontakt zu den zuständigen Ausschüs-
sen für solche Projekte suchen, um 
sehr grundsätzlich über nachhaltige 
Förderpolitik und Fördermanagement 
im Migrationsbereich zu diskutieren.  
Ich denke, dass wir unsere Gesprächs-
partner dort finden. Wir werden einer-
seits das Problem der Förderung skiz-
zieren,  uns auf der anderen Seite aber 
auch bemühen, zu verdeutlichen und 
dafür zu sensibilisieren, welche Pro-
jekte ins Aus geschickt wurden und 
was vor Ort gerade kaputt geht.

Lässt sich jetzt überhaupt noch etwas re-
parieren?

L: Vermutlich nicht. Wir haben keine 
Signale, dass die abgelehnten Projekte 
jetzt doch noch eine Förderung krie-
gen oder sich da noch irgendetwas tut. 
Formalrechtlich haben wir jetzt auch 
keine Ansprüche mehr. Die Entschei-
dung scheint endgültig zu sein.

S: Man kann jetzt nur für die Zukunft 
den Vorgang kritisch aufarbeiten und 
politisch diskutieren. Wir müssen uns 
gemeinsam mit der Politik Gedanken 
darüber machen,  wie wir zu einer ver-
besserten Förderkultur und zu einem 
besseren Management in der Admini-
stration mit dem Ziel einer größeren 
Nachhaltigkeit gelangen können. Ei-
nen ähnlichen Diskussionsprozess er-
leben wir derzeit bei „Demokratie le-
ben!“ ja auch.
 

Die Fragen stellte Philipp Meinert
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sungen suchen müssen, wie wir unsere 
Ehrenamtlichen in Sachsen-Anhalt 
weiter und professionell begleiten kön-
nen. Aber das können wir nicht so ne-
benbei stemmen“, seufzt Mohamad. 
Seit die Koordinierungsstelle Anfang 
Januar weggefallen ist, versucht  
LAMSA die Betreuung der Ehrenamt-
lichen noch nebenbei zu erledigen. 
„Wir versuchen alles, damit unsere Eh-
renamtlichen nicht spüren, dass je-
mand fehlt“, so der Geschäftsführer. 
Damit stößt der Verein aber bereit jetzt 
an seine Grenzen. Schon jetzt stocken 
die Informationsflüsse, während bis 
Ende letzten Jahres die Ehrenamtlichen 
umfassend informiert waren. Das 
kommt nicht gut an und führt zu Re-
signation. Mohamad weiter: „Da hören 
wir schon die ein oder andere wütende 
Rückmeldung und die Frage, wie es 
nun weitergehen solle.“
Unter der Notversorgung leidet auch 
die Weiterentwicklung des Pro-
grammes: „Neue Anfragen können wir 
leider gar nicht mehr bedienen. Jetzt ist 
es leider so, dass wir mögliche Ehren-

Der Schreck steckt ihm immer noch in 
den Knochen. Wenn man Mamad Mo-
hamad auf die Streichungen der Mittel 
der Bundesbeauftragten für sein Eh-
renamtsprojekt anspricht, atmet er erst 
einmal tief durch am Telefon. Beim 
Landesnetzwerk Migrantenorganisati-
onen Sachsen-Anhalt (LAMSA) in Hal-
le, dessen Geschäftsführer Mohamad 
ist, sind über 500 migrantische Ehren-
amtliche als Kultur- und 
Sprachmittler*innen oder in der Seel-
sorge aktiv. „Unsere Ehrenamtlichen 
sind in ganz Sachsen-Anhalt, von Sten-
dal bis Naumburg, bis in den Harz und 
Halberstadt aktiv“ erklärt er. Ihre Ar-
beit ist jetzt akut gefährdet.
Denn die Koordinationsstelle, ein wich-
tiger Bestandteil des Ehrenamtpro-
jektes bei LAMSA, habe man notge-
drungen streichen müssen. Die Ehren-
amtlichen müssen aber dennoch be-
treut werden, nicht nur für Einsätze, 
sondern leider auch oft als Nicht-Deut-
sche, denn sie sind immer wieder auch 
Anfeindungen ausgesetzt. „Und jetzt 
haben wir das Problem, dass wir Lö-

amtliche verlieren. Die denken sich: 
Wenn LAMSA mir nicht antwortet, su-
che ich mir etwas anderes“, so Mamad 
Mohamad. 
LAMSA hat seine Geschäftsstelle in 
Halle an der Saale, wo im Oktober des 
vergangenen Jahres ein Neonazi eine 
Synagoge stürmen wollte und anschlie-
ßend zwei Menschen erschoss. Viele 
Ehrenamtliche von LAMSA waren als 
Seelsorger*innen auch nach dem An-
schlag aktiv. Mohamad: „Sie waren da 
und haben versucht, den Menschen 
Gesprächsangebote zu machen. Wir 
haben nach dem Anschlag eine Tele-
fonseelsorge in 70 Sprachen mit Ehren-
amtlichen geschaltet. Das war nur 
möglich, weil jemand da war, der die 
Ehrenamtlichen schnell koordiniert 
hat.“ So ein Angebot könnte LAMSA 
derzeit nicht bieten. Die Streichung der 
Mittel ist damit nicht nur ärgerlich für 
LAMSA und seine Ehrenamtlichen, 
sondern auch in der aktuellen politi-
schen Situation ein fatales Signal. 

Philipp Meinert

„Wir versuchen alles, damit unsere 
Ehrenamtlichen nicht spüren, dass jemand fehlt.“ 

Mitglieder von LAMSA vor dem Wahl-
kreisbüro von Dr. Karamba Diaby (Mitte, 
roter Schal). Der Bundestagsabgeordnete 
aus Halle ist ständig rassistischen Anschlä-
gen auf sein Büro ausgesetzt.
Mamad Mohamad (Mitte, blauer Schal) 
und weitere Mitglieder von LAMSA zei-
gen regelmäßig ihre Solidarität.
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Frau Höweler, wie haben Sie davon erfah-

ren, dass „Exil“ kurzfristig die Mittel vom 

Land gestrichen werden und es auch kei-

ne Bundesförderung gibt? Wie war die 

erste Reaktion? 

Von der Streichung der Bundesmittel 

habe ich vier Tage vor Heiligabend aus 

einer E-Mail des Paritätischen erfah-

ren. Entsetzt hat mich vor allem, dass 

der Gesamtantrag des Paritätischen 

abgelehnt wurde und nicht nur wir, 

sondern auch alle Mitgliedsorganisati-

onen, die bereits vorher über das Pro-

gramm gefördert wurden, keine Geld-

er mehr bekommen sollten. Ich kann 

gut verstehen und nachvollziehen, dass 

das bei sehr vielen für große Enttäu-

schung und Unmut gesorgt hat.

Von der Streichung der Landesmittel 

habe ich im Januar vom Geschäftsfüh-

rer des Paritätischen Kreisverbandes 

Osnabrück erfahren. Mitte Oktober 

läuft das Programm aus, dann werden 

in Niedersachsen keine öffentlichen 

Gelder für Ehrenamtliche in der 

Flüchtlingshilfe mehr zur Verfügung 

stehen. Das war ein echter Schock, da 

wir fest mit einer Weiterförderung ge-

rechnet hatten.

Drei Fragen an Sara Höweler,
Exil - Osnabrücker Zentrum für Flüchtlinge e.V.

Welche Konsequenzen hat das konkret 

für die Arbeit von „Exil“ und vor allem 

für ihre Klient*innen? 

Wir haben die Landesmittel für sämt-

liche ehrenamtliche Aktivitäten im 

Verein genutzt. Beispiele sind Sprach-

lernangebote wie „Frauen treffen 

Frauen – Sprache schafft Vertrauen“ 

oder „commYOUnication“. Auch die 

Ausgaben der Ehrenamtlichen für das 

Café International –  ein Begegnungs-

treff für Einheimische, Geflüchtete 

und Migrant*innen –  haben wir damit 

gedeckt. Materialien, die Ehrenamt-

liche gekauft haben, Lebensmittel für 

gemeinsame Kochabende oder Fahrt-

kosten und Eintrittsgelder für gemein-

same Ausflüge sind weitere Beispiele. 

Das waren alles ganz kleine Sachen, 

die aber in der Praxis viel bewirkt ha-

ben. Für unsere 380 Ehrenamtlichen 

ist die Streichung der Mittel ein Schlag 

ins Gesicht, und natürlich auch für un-

sere Klient*innen, die weiterhin auf 

das ehrenamtliche Engagement ange-

wiesen sind. 

Die große Mehrheit unserer Ehren-

amtlichen sind Studierende oder 

Rentner*innen, die ihr ehrenamtliches 

Engagement nicht aus eigener Tasche 

finanzieren können.

Haben Sie Ideen, wie sie diese finanzielle 
Lücke schließen wollen? 

Dort, wo es möglich ist, werden wir 
Anträge an Stiftungen und andere 
Fördermittelgeber*innen stellen. Au-
ßerdem haben wir Gespräche mit 
Politiker*innen geführt. Die Stadt Os-
nabrück hat einen Appell an das Land 
und den Bund gerichtet, die Mittel 
nicht zu streichen und auch der Nie-
dersächsische Innenminister Boris Pi-
storius will sich dafür einsetzen, dass 
ehrenamtliche Ausgaben in der Flücht-
lingshilfe weiterhin erstattet werden.
 
Aktuell planen wir außerdem ein Be-
nefizkonzert, bei dem bekannte 
Musiker*innen und Sänger*innen für 
den guten Zweck auf der Bühne ste-
hen. Ich denke, dass wir angesichts der 
drohenden Kürzungen in allen Be-
reichen noch stärker auf das Fundrai-
sing im Bereich Mitglieder und 
Privatspender*innen setzen müssen. 
Wenn man so wie wir jeden Tag dafür 
kämpfen muss, dass Stellen im Verein 
erhalten bleiben, Projekte fortgeführt 
werden können und wirklich jeden 
Euro zwei Mal umdreht, tut es weh, zu 
lesen, dass zum Beispiel die Ausgaben 
für Verteidigung 2020 erneut erhöht 
wurden auf 44,9 Mrd. Euro, während 
Mittel zur Unterstützung von Men-
schen in Not radikal gestrichen und 
gekürzt werden. Und dass das mit un-
seren Steuern geschieht. 

Exil wurde 1987 als eingetragener gemeinnütziger Verein in Osnabrück gegründet. 
Seither setzt sich der Verein in vielfältiger Form dafür ein, dass Geflüchtete und Men-
schen mit Migrationsgeschichte menschenwürdig und angstfrei hier leben können. 
Die Beratungs-, Bildungs-, kulturellen und gesellschaftlichen Angebote stehen allen 
Menschen offen – unabhängig von sozialer, kultureller oder religiöser Herkunft und 
dem offiziellen Aufenthaltsstatus. Auch das Empowerment geflüchteter Frauen war 
ein Arbeitsfeld von Exil, bis dem Verein die Landesmittel gestrichen und Bundesmit-
tel verweigert wurden. Sara Höweler ist Geschäftsführerin von Exil und hat Philipp 
Meinert einige Fragen beantwortet. Weitere Infos zu Exil unter: www.exilverein.de
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unsere Einrichtung sind zunichte ge-
macht.“ 

Sabine Böhm
frauenBeratung nürnberg für 

gewaltbetroffene Frauen und Mädchen

„Wir bedauern sehr, dass die Förde-
rung der zwingend notwendigen Qua-
lifizierungsmaßnahmen (Mentoren-
programm, Jahreskongress) für unsere 
ehrenamtlichen Sprachmittler*innen 
nicht erfolgt. Wir gingen fest von einer 
Fortführung aus und sind jetzt in eine 
sehr angespannte finanzielle Lage ge-
rutscht.“

Dr. med. Korbinian Fischer
Triaphon

„Unser Projekt lautet ‚Ein Sommer der 
Frauen‘ und ist darauf ausgerichtet, das 
Selbstbewusstsein der Frauen für das 
Leben in Deutschland zu stärken. 
Für uns bedeutet die Absage konkret, 
dass gerade die begehrten Teile des Pro-
jekts, wie ein Fahrradkurs, möglicher-
weise nicht zustande kommt.“

Brigitte Speidel-Frey
Netzwerk für Flüchtlinge 

Rödermark e.V.

„Die Entscheidung ist für uns eine Ka-
tastrophe! Es wurde Geld gestrichen 
für Projekte, die Begegnung schaffen 
und die Menschen in unsere Gesell-
schaft integrieren. Welch falsche Ent-
scheidung! Zudem sinken unsere 
Spenden und wir müssen nun Ange-
bote für traumatisierte Flüchtlinge 
streichen.“

Jürgen Soyer
Geschäftsführer Refugio München

„Das Ehrenamt wird mit Füßen getre-
ten, ca. 90 Personen, die so dringend 
Unterstützung benötigen,  ‚stehen im 
Regen‘, eine Mitarbeiterin bangt um 
ihre Arbeitsstelle!“

Hamida M. Steinhaus
GGUA Flüchtlingshilfe

„Die mobile psychologische Sprech-
stunde für besonders belastete gewalt-
betroffene Flüchtlingsfrauen in Unter-
künften wird ab 2021 nicht mehr statt-
finden.  Die Frauenhilfe hat über das 
Empowermentprogramm die Sprech-
stunde durch eine Traumatherapeutin 
finanziert, um den hochtraumatisier-
ten Frauen die dringend notwendige 
Beratung zu gewährleisten. In 2020 
wird die Frauenhilfe das Angebot über 
Spendenmittel finanzieren müssen, 
dies ist ab 2021 nicht mehr möglich.“

Lydia Dietrich 
Frauenhilfe München

„Wir haben Infocafés angeboten und 
über 100 geflüchtete Frauen in Einzel-
beratung  mit von uns geschulten 
Sprachmittlerinnen unterstützt.  Diese 
Angebote mussten komplett gestoppt 
werden. Beratungsprozesse brechen ab, 
traumatisierte Frauen erleben eine re-
traumatisierende Destabilisierung. 90 
Prozent von ihnen müssen  mindestens 
zwei minderjährige Kinder versorgen. 
Die Kooperationspartner in der Ge-
flüchtetenhilfe sind verunsichert: ‚So 
wichtig ist das Thema geschlechtsspe-
zifische Gewalt und Traumatisierung 
wohl doch nicht‘. Die jahrelange Auf-
klärungsarbeit und das Vertrauen in 

„In Karlsruhe leben ca 400 Personen in 
sog. Übergangswohnheimen und Pri-
vatwohnungen in teilweise prekären 
Verhältnissen. Sie sind auf dem Woh-
nungsmarkt chancenlos und stark be-
nachteiligt. Die Teilehmenden des Pro-
jektes Wohnchance hatten erstmalig 
Zugang zum regulären Wohnungs-
markt, was nun nicht mehr möglich 
ist.“

Sabine Santina Meglio
fka - Freundeskreis Asyl Karlsruhe e.V.

„Durch das Ende unser Förderung er-
lebt die Unterstützung von Geflüchte-
ten durch ehrenamtliche 
Sprachmittler*innen, Begleiter*innen 
und Berater*innen in Berlin einen e-
normen Einschnitt. In Zeiten eines er-
starkenden Rassismus und Neonazis-
mus und der katastrophalen Behand-
lung von Geflüchteten innerhalb und 
an den Grenzen der EU, kann ein Zu-
sammenstreichen von Zivilgesellschaft 
nicht die Antwort sein.“

Lisa Wildenhain
Kontakt- und Beratungsstelle für Flüchtlinge 

und Migrant*innen e.V.

„Durch das Ehrenamtsprojekt konnte 
den Helfer*innen die Wertschätzung 
und dadurch immer neue Motivation 
gegeben werden. Ohne die Förderung 
wird es äußerst herausfordernd für die 
hauptamtlichen Integrationsberater*in-
nen, den Engagierten diese nötige Stüt-
ze zu geben.“ 

Dr. Neven Klepo
Hilfe von Mensch zu Mensch

Nachgefragt: Was bedeuten die Streichungen für Ihr 
Projekt und wie geht es nun weiter?

Der Schock ist bei vielen der fast 70 Projekten und Vereinen, die nun kurzfristig keine 
Bundesförderung bekommen, wohl noch immer nicht so richtig verdaut. Auf unsere 
Frage bekamen wir viele wütende, aber auch kämpferische Antworten.
Ein paar davon haben wir hier ausgewählt.


